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A N F R A G E von Michel Baumgartner (FDP, Rafz) 

 

betreffend 10. Schuljahr 

________________________________________________________________________ 

 

 

Heute werden im Kanton Zürich an 10 Berufswahlschulen die verschiedensten 10. Schul-

jahre (Berufswahlschule, Werkstatt- und Atelierklassen, Werkjahrschule, Weiterbildungs-

jahr, Hauswirtschaftlicher Jahreskurs, usw.) angeboten. Diese 10 Berufswahlschulen wer-

den durch die Stand- und Kreisgemeinden oder Zweckverbände getragen. Die Kosten sind 

sehr unterschiedlich. So werden für diese 10. Schuljahre von Schülern von Standortge-

meinden Kosten zwischen 0 und 4'400 Franken erhoben und für Auswärtige Kosten zwi-

schen 7'400 und 14'500 Franken. Private Anbieter verlangen Beiträge in ähnlicher Grös-

senordnung. 

 

Für Schüler, die ein 10. Schuljahr besuchen wollen oder müssen, ist die Frage von Wohnort 

und Standort der Berufswahlschule von ganz entscheidender Bedeutung. Ein erheblicher 

Teil von Schülerinnen und Schülern aus dem Kanton Zürich muss den Auswärtigen-Tarif 

bezahlen und haben durch ihren Wohnort keinerlei Chance, einen reduzierten Tarif zu er-

halten.  

Viele Gemeinden übernehmen die Kosten ganz oder teilweise für Schüler aus ihren Schul-

gemeinden. Andere Gemeinden bezahlen grundsätzlich nichts. 

 

Dabei ist unbestritten, dass gerade heute für zahlreiche Schülerinnen und Schüler das Ab-

solvieren des 10. Schuljahres erst die Möglichkeit schafft, erfolgreich in eine Berufslehre 

einzusteigen. 

 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden 

Fragen: 

 

1.  Welchen Stellenwert misst der Regierungsrat dem 10. Schuljahr im Kanton Zürich, wie 

es heute teilweise angeboten wird, bei? 

 

2.  Hält er die jetzige Organisationsform auch für zweckmässig? 

 

3.  Erwägt der Regierungsrat allenfalls Massnahmen, um weitere Regionen, Gemeinden, 

Zweckverbände und andere Körperschaften zu Verbesserung der Zugänglichkeit anzu-

halten? 

 

4.  Ist der Regierungsrat auch der Meinung, dass heute die Spannweite von Fr. 0 bis 

14'500 zu gross ist? Falls Ja, sieht der Regierungsrat die Möglichkeit, entsprechend an-

deren Bereichen hier Empfehlungen für Beitragszahlungen abzugeben? 

 

 

  Michel Baumgartner 

 


